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Genehmigungsverfahren gemäß § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
hier: Stellungnahme
Ihr Zeichen: 70i.06/2024-01012; Ihr Schreiben vom 15.03.2024

Vorhaben:	Errichtung und Betrieb von 1 WKA
Windpark Arneburg-Ost (Repowering)
Standort:	Gemarkung: Storkau, Flur: 5, Flurstück: 13/3
Betreiber:	JUWI GmbH 
	Energie-Allee 1
	55286 Wörrstadt

Sehr geehrte Frau Klein,

die mit dem Schreiben vom 15.03.2024 vorgelegten Antragsunterlagen wurden im Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt Dezernat 52 Regionalbereich Nord/Mitte aus der Sicht des technischen Arbeits- und Gesundheitsschutzes geprüft. 





Gegen das beabsichtigte Vorhaben bestehen hinsichtlich des Arbeitsschutzes für Beschäftigte keine Bedenken, wenn die aufgeführten Nebenbestimmungen in den Genehmigungsbescheid aufgenommen werden und die Bauausführung entsprechend der eingereichten Projektunterlagen erfolgt. 

Die Aufnahme von Auflagen, die sich aufgrund von Planabweichungen bei der Bauausführung ergeben sollten, bleibt ausdrücklich vorbehalten.

Bitte stellen Sie dem Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt, Dezernat 52 eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides unter Angabe des o. g. Aktenzeichens zu.

Mit freundlichen Grüßen
im Auftrag 



Krusche
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Landesamt für Verbraucherschutz								         JUWI GmbH Dezernat 52 – Regionalbereich Nord/Mitte		       Errichtung und Betrieb von 1 WKA Windpark Arneburg-Ost LAV52.201-40120- SDL42426- 3366/2024				 		              70i.06/2024-01012
Anlage	

Nebenbestimmungen des Landesamtes für Verbraucherschutz Dezernat 52 zum Genehmigungsverfahren gemäß § 4 BImSchG „Errichtung und Betrieb von 1 WKA
Windpark Arneburg-Ost (Repowering)“

1. Auflagenvorbehalt

Im Rahmen der weiteren Planungs- und Ausführungsphase vorgenommene Veränderungen, die bauliche Maßnahmen des Arbeitsschutzes nicht berücksichtigen und damit zu Gefährdungen von Arbeitnehmern führen würden, können aufgrund von § 1 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i. V. m. § 36 Abs. 2 Nr. 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) nachträgliche Forderungen durch das Landesamt für Verbraucherschutz, Dezernat 52, bewirken.

1. Auflagen

2.1.	Die Arbeitsstätten müssen mit Einrichtungen für eine der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Beschäftigten angemessenen künstlichen Beleuchtung ausgestattet sein. Die Leuchten sind so anzubringen, dass eine ausreichende, gleichmäßige und blendfreie Beleuchtung gewährleistet wird. Die Beleuchtungsstärke muss den Anforderungen des Arbeitsplatzes entsprechen.
In Arbeitsstätten, in denen durch den Ausfall der Allgemeinbeleuchtung Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten gefährdet sind, ist eine Sicherheitsbeleuchtung einzurichten. 

· Montagearbeiten:	                         
-	grobe, z. B. große Transformatoren 					300 lx 
-	mittelfeine, z. B. Schalttafeln 					500 lx
-	feine, z. B. Telefone -sehr feine, z. B. Messinstrumente	          1000 lx
· Verkehrsflächen mit Fahrzeugverkehr (Baustelle)				150 lx
· Treppen, Fahrtreppen, Fahrsteige, Aufzüge					100 lx
§ 3 Abs. 1 ArbStättV i. V. m. Anhang Nr. 1 	
§ 3a Abs. 1 ArbStättV i. V. m. ASR A3.4 i. V. m. ASR A1.3

2.2.	Alle Maschinen und Geräte, die im Unternehmen zum Einsatz kommen sollen und der Neunten Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (9. ProdSV) unterliegen, müssen den grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen des Anhangs I der EG-Maschinenrichtlinie (Richtlinie 2006/42/EG) und den sonstigen Voraussetzungen für das Inverkehrbringen entsprechen.
§ 5 Abs. 3 BetrSichV i. V. m. § 3 Abs. 2 Neunte ProdSV (Maschinenverordnung)

2.3.	Bodenöffnungen an Ausstiegsflächen sind mit Abdeckungen oder Umwehrungen zu versehen, um Absturzunfälle zu verhindern. Abdeckungen wie z.B. Luken- Schacht- oder Falltüren müssen folgende Anforderungen erfüllen:
· Es dürfen sich keine Stolpergefahren ergeben
· Sie müssen der Nutzungsart entsprechend tragfähig sein
· Sie müssen sicher zu handhaben sein
· Sie müssen gegen unbeabsichtigtes Auf- oder Zuklappen gesichert sein
· Öffnungsrichtung darf nicht zu einer Absturzkante hin verlaufen
§ 3a Abs. 1 ArbStättV i. V. m. ASR A2.1

2.4.	Die Auftrittsbreiten der Steigeisen und Steigleitern sind ausreichend zu dimensionieren, dies ist in der Regel der Fall, wenn folgende Mindestmaße eingehalten werden: 
· bei einläufigen Steigeisengängen mindestens 300 mm,
· bei zweiläufigen Steigeisengängen mindestens 150 mm
· bei Sprossen an Steigleitern mit Seitenholmen mindestens 350 mm, 
· bei Sprossen an Steigleitern mit Seitenholmen mit Steigschutzeinrichtung beidseitig der Führungsschiene mindestens 150 mm und
· bei Sprossen bei Steigleitern mit Mittelholm beidseitig mindestens 150 mm. 
Ausreichende Fußfreiraumtiefen sind in der Regel gegeben, wenn mindestens 150 mm zwischen Wandfläche und Auftrittsachse oder mindestens 160 mm gemessen von Wandfläche und Auftrittsvorderkante eingehalten werden. Des Weiteren müssen Steigeisen und Steigleitern trittsicher und rutschhemmend ausgeführt sein.
§ 3a Abs. 1 ArbStättV i. V. m. ASR A1.8 i. V. m. ASR A1.5



2.5.	An Steigeisengängen müssen in Abständen von höchstens 10 m geeignete Ruhebühnen vorhanden sein. Für den Fall der Verwendung von Steigschutzeinrichtungen mit Schiene (z. B. Antennen) darf der Abstand bis auf maximal 25 m verlängert werden, wenn die Benutzung nur durch körperlich geeignete Beschäftigte erfolgt, die nachweislich im Benutzen des Steigschutzes geübt und regelmäßig unterwiesen sind.
§ 3a Abs. 1 ArbStättV i. V. m. ASR A1.8

2.6.	Gitterroste müssen in Bereichen, in denen Absturzgefahr oder die Gefahr des Hineinstürzens besteht, jeweils mindestens an ihren vier Eckpunkten formschlüssig befestigt sein. Die Gitterroste auf Verkehrswegen und Arbeitsplätzen sind nach DGUV Information 208-007 auszuführen und rutschhemmend auszubilden, d.h. sie müssen der Bewertungsgruppe R12 entsprechen.
§ 3a ArbStättV i. V. m. der ASR A2.1 i. V. m DGUV Information 208-007

2.7.	Alle Beschäftigten die in oder an Windenergieanlagen arbeiten, müssen bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Dazu gehört die Eignung der Beschäftigten für den vorgesehenen Einsatzbereich, der Umgang mit PSA gegen Absturz und die Rettungsübung (Abseilübung).
§§ 4, 10 ArbSchG i. V. m. DGUV I 203-007

2.8.	Für Wartungsarbeiten an der Anlage muss eine funktionsfähige Sprechverbindung zwischen dem Maschinenhaus und der Bodenstelle vorhanden sein. Eine Begehung der Anlage sollte grundsätzlich durch zwei Personen erfolgen. Bei der Benutzung von PSAgA ist das Begehen der Anlage durch nur eine Person, aufgrund der eventuell durchzuführenden Rettung, ausgeschlossen.
§ 4 ArbSchG i. V. m. § 8 DGUV V 1

2.9.	In den Windkraftanlagen dürfen nur seilgeführte Aufstiegshilfen (Aufzugsanlage im Sinne des Anhanges 2 Abs. 2 BetrSichV) verbaut werden, für die eine Konformitätserklärung durch den Hersteller vorliegt. Der Hersteller ist ebenfalls verpflichtet eine entsprechende CE-Kennzeichnung anzubringen. Die Konformitätserklärung ist vor Inbetriebnahme dem Dez. 52, Gewerbeaufsicht Regionalbereich Nord/Mitte vorzulegen.
§ 3 Abs. 1 ProdSG i. V. m. EG-Maschinenrichtlinie 2006/42/EG Anhang I, II


2.10.	Der Betreiber der seilgeführten Aufstiegshilfe (Aufzugsanlage im Sinne des Anhanges 2 Abs. 2 BetrSichV) ist verpflichtet, eine Prüfung vor der Inbetriebnahme durch eine zugelassene Überwachungsstelle durchzuführen. Der Prüfungsnachweis ist vor Inbetriebnahme dem Dez. 52, Gewerbeaufsicht Regionalbereich Nord/Mitte vorzulegen.
§ 15 Abs. 1 BetrSichV i. V. m. Anhang 2 Abschnitt 2 Nr. 3

2.11.	Die Aufstiegshilfe ist eine überwachungsbedürftige Anlage gemäß der Betriebssicherheitsverordnung, die wiederkehrend durch eine zugelassene Überwachungsstelle überprüft werden muss. 
§ 16 Abs. 1 BetrSichV i. V. m. Anhang 2 Abs. 2 Nr. 4

2.12.	Für vorhandene Arbeitsmittel in den Windkraftanlagen ist die Art, der Umfang und die Fristen der erforderlicheren Prüfungen zu ermitteln sowie die notwendigen Voraussetzungen festzulegen, welche die Personen erfüllen müssen, die mit der Prüfung von Arbeitsmitteln zu beauftragen sind. Prüfungsergebnisse sind zu dokumentieren.
§ 3 Abs. 6 BetrSichV

2.13.	Die Notausgangstür am Turmfuß muss nach außen aufschlagen.
§ 3a Abs. 1 ArbStättV i. V. m. Anhang Nr. 2.3 Abs. 2

2.14.	Es ist sicherzustellen, dass die Windkraftanlagen gegen unbefugtes Betreten gesichert sind und Gefahrenbereiche gut sichtbar gekennzeichnet sind.
§ 9 Abs. 1 ArbSchG, §3 Abs. 1 ArbStättV i. V. m Anhang 2.1 Abs. 3

2.15.	Es ist eine Bauvorankündigung für den Bau der Windkraftanlagen der zuständigen Behörde (dem Landesamt für Verbraucherschutz, Dez. 52) zu übermitteln. Vor der Einrichtung der Baustelle ist ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan aufzustellen. Es ist auf den Baustellen für den Bau der Windkraftanlagen ein geeigneter Koordinator zu bestellen, sobald mehrere Arbeitgeber zu der Errichtung der Windenergieanlagen tätig werden. Dieser Koordinator hat u. a. die Anwendung der allgemeinen Grundsätze des § 4 Arbeitsschutzgesetz zu koordinieren sowie die Zusammenarbeit der Arbeitgeber zu organisieren. Der Koordinator hat eine Unterlage mit den erforderlichen, bei möglichen späteren Arbeiten an der baulichen Anlage zu berücksichtigenden Angaben zu Sicherheit und Gesundheitsschutz zusammenzustellen. Diese ist bis spätestens zur Inbetriebnahme vorzulegen.
§§ 2 und 3 BaustellV
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